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Beratungsfolge

Datum der Sitzung Gremium Anw. Ja Nein Enth.
12.09.2017 Ausschuss Wirtschaft Umwelt Bauen
14.09.2017 Hauptausschuss
27.09.2017 Stadtverordnetenversammliung

Beschlussvorschlag

1. Fir das Gebiet Flur 18 Flurstiicke 62, 63, 64, 65, 66, 67, 92, 93, 94, 95 und 147 (StraRenparzelle
Schacksdorfer Stralie) je teilweise der Gemarkung Finsterwalde gemaf anliegendem Lageplan (Anlage 1)
vom 14.08.2017 wird eine Ergdnzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB aufgestellt.

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortstiblich bekannt zu machen.

Sachverhalt

In der Stadt Finsterwalde besteht derzeit eine sehr hohe Nachfrage nach Baugrundstiicken, insbesondere von
jungen Familien. Allein durch die Mobilisierung von Baullicken privater Eigentimer ist diese Nachfrage nicht zu
bedienen. Die Stadt selbst hat kein Eigentum an bereits erschlossenen Wohnbaugrundstiicken, lediglich noch
wenige Restgrundsticke. Die Stadt sollte daher auf diese Entwicklung kurzfristig reagieren und Bauland durch
entsprechende Ausweisungen mobilisieren.

Der Planbereich ist bereits vollstdndig medientechnisch erschlossen.

Stadtwerke: ,Die von I|hnen vorgelegten Antragsunterlagen wurden gepriift. Folgende Hinweise und
Forderungen sind zu beachten:

1. Anderungen der von uns gepriiften Unterlagen sind uns erneut zur Stellungnahme vorzulegen.

2. Das Gebiet kann liber die vorhandenen Leitungen in der Schacksdorfer Stralle mit Trinkwasser, Gas und
Elektroenergie versorgt werden.

3. Der Anschluss an das stadtische Kanalnetz in der Schacksdorfer Stral3e ist méglich. Mit der Bestétigung als
Baugebiet ist ein Abwasserbeitrag féllig.”

Die Eigentumerschaft wurde kontaktiert um zu erfahren, ob von deren Seite Bedenken bestehen, Teile der
Grundstucke in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einzubeziehen. Stadtische Grundstiicke befinden sich
nicht im Plangebiet.
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Die RuckauRerungen der Eigentimer haben ergeben, dass keine grundsatzlichen Bedenken bestehen, so dass
davon ausgegangen werden kann, dass nach Rechtskraft der Satzung die Flachen auch auf dem
Grundstiicksmarkt angeboten werden. Einige Eigentimer haben mindlich oder schriftlich geduflert, dass die
Flachen noch ein paar Jahre verpachtet seien, eventuell ist mit dem Pachter (Landwirtschaftsgesellschaft) hier
eine einvernehmliche Losung zu finden. Bisher konnten mit dem hier tatigen Pachter bei verschiedenen
Vorhaben einvernehmliche Ldosungen gefunden werden. Andere Eigentiimer gaben an, nicht an Vertrage
gebunden zu sein. Die Verwaltung hat aber keine Kenntnis Uber die tatsachlichen vertraglichen Bindungen.

In das BauGB wurde zwar im Mai 2017 ein neuer § 13b eingefihrt:

»,§ 13b Einbeziehung von Aul3enbereichsfldchen in das beschleunigte Verfahren.

Bis zum 31. Dezember 2019 qilt § 13a entsprechend fiir Bebauungspldne mit einer Grundfldche im Sinne des §
13a Absatz 1 Satz 2 von weniger als 10 000 Quadratmetern, durch die die Zuldssigkeit von Wohnnutzungen auf
Fldchen begriindet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschlieBen. Das Verfahren zur
Aufstellung eines Bebauungsplans nach Satz 1 kann nur bis zum 31. Dezember 2019 férmlich eingeleitet
werden; der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 ist bis zum 31. Dezember 2021 zu fassen.”

Dies bedeutet, dass ausschliel3lich Reine Wohngebiete nach § 3 BauNVO ausgewiesen werden kénnen und
dort auch die sonstigen allgemein und ausnahmsweise zulassigen Nutzungen auszuschlief3en sind.

(1) Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen.

(2) Zulssig sind

Die Ausweisung des Plangebietes Uber einen Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren nach § 13b in
Verbindung mit § 13a BauGB kommt an dieser Stelle aber nicht in Betracht, da aufgrund der Nahe zur spateren
Osttangente (Abschnitt Grenzstrale) die Immissionsrichtwerte der DIN 18005 fiir Reine Wohngebiete doch
erheblich Uberschritten werden. Zwar stellen die Richtwerte keine absoluten Obergrenzen dar, jedoch ist eine
Uberschreitung nur bei Vorlage auRerordentlicher Griinde sachgerecht abgewogen. Diese besonderen
Umstande wirden im konkreten Fall eher nicht vorliegen.

Selbst bei der Einbeziehung in den Innenbereich nach § 34 BauGB, bei dem nach Einschatzung des
Gebietscharakters der benachbarten Bebauung die hdéheren Werte fir ein allgemeines Wohngebiet
herangezogen werden, lasst in den 6stlichen Teilen des Plangebietes (2 Baugrundstiicke) Uberschreitungen
der Orientierungswerte flir ein Allgemeines Wohngebiet erwarten. Dies ist aus den entsprechenden Gutachten,
die zur Osttangente angefertigt wurden, ersichtlich.

In einer ersten frihzeitigen Beteiligung der Trager Offentlicher Belange mit einem Vorentwurf der Satzung hat
die Immissionsschutzbehdrde in diesem Fall jedoch keine prinzipiellen Bedenken geaulert:

»,Nach Priifung der Planunterlagen, Stand Vorentwurf vom 16.02.2017, hinsichtlich der Ubereinstimmung mit
den  Erfordernissen des vorbeugenden Immissionsschutzes bestehen gegen die  geplante
Innenbereichsabgrenzung keine grundsétzlichen Bedenken. Die Standortlage im Einwirkungsbereich méglicher
Verkehrslarmimmissionen (Flug- und StraBenverkehrsldrm) ist in den Erlduterungen zur Satzung ausfiihrlich
beschrieben und bewertet. Inwieweit flir die einzelnen potentiellen Baugrundstiicke erhebliche Nachteile oder
erhebliche Belédstigungen durch Verkehrsldrm zu erwarten sind und ggf. besondere VorsorgemalBnahmen oder
Vorkehrungen  fiir ~ Neubauvorhaben erforderlich werden, muss im Rahmen des jeweiligen
Baugenehmigungsverfahrens geprtift werden. Dies gilt insbesondere fiir die 3 Parzellen am &stlichen Rand des
Satzungsgebietes. Nach den fir die Planung der Osttangente vorliegenden Prognosedaten der
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schalltechnischen Untersuchung muss fiir diese Grundstiicke mit einer Uberschreitung der nach DIN 18005
(Schallschutz im Stadtebau) vorgegebenen schalltechnischen COrientierungswerte fiir Wohnbaufldchen
gerechnet werden.

Dieser Hinweis bzw. die Einordnung in den ermittelten Ldrmpegelbereich nach DIN 4109 (Schallschutz im
Hochbau) sind als Planeinschrieb zu kennzeichnen.*

Bei der Aufstellung einer Erganzungssatzung ist hier demzufolge auch die naturschutzrechtliche
Eingriffsregelung anzuwenden, die bei Bebauungsplanen nach § 13bi. V. m. §§ 13a und 13 entfallen wirde.

In vergleichbaren Fallen hat die untere Naturschutzbehérde nachfolgenden Ausgleich gefordert (zum konkreten
Planungsraum wurde nur auf das Erfordernis der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung hingewiesen):

1. Pro angefangene 70 gm versiegelter Flache ist ein groRRkroniger Baum der Pflanzliste zu pflanzen.
Weiterhin ist zusatzlich pro begonnener 3 gm versiegelter Flache 1 gm Hecke unter Verwendung der Arten
der Pflanzliste anzupflanzen. Oder

2. pro angefangener 45 gm versiegelter Flache ist ein mittelkroniger Baum der Pflanzliste zu pflanzen.
Weiterhin ist zusatzlich pro begonnener 3 gm versiegelter Flache 1 gm Hecke unter Verwendung der Arten
der Pflanzliste anzupflanzen.

Dies ergibt rechnerisch:

Annahme Grundstiick 1.000 gm

zulassige Versiegelung 60 % = 600 gm Versieglung (Annahme WA GRZ 0,4 + 0,2)
600 gm /70 = 9 groRRkronige Baume oder
600 gm /45 = 14 mittelkronige Baume
600 gm /3 =200 gm Hecke

Daraus folgt folgende Rechnung: von den 1.000 gm Grundstiick kénnen 600 gm versiegelt werden (Haus,
Garage, Carport, Stellplatz, Zufahrt, Terrasse, Pool, Wege, Schuppen etc.), auf 200 gm muissten Hecken
gepflanzt werden, stinden noch 200 gm zur Unterbringung der 9 grol3kronigen oder 14 mittelkronigen Baume
zur Verfiigung, nachbarrechtliche Vorschriften sind dabei zu beachten. Ob die geforderte Anzahl von Baumen
Uberhaupt auf den Grundsticken untergebracht werden kdnnen und ob noch Freiflachen fir die
Gartengestaltung vorhanden sind, ist eher fraglich. Es waren AusgleichsmaRnahmen aufierhalb der
Grundsticke notwendig. Aus diesem Grund ist ein Fachbliro mit der Erstellung der Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung zu beauftragen.

Von der unteren Naturschutzbehérde wurden artenschutzrechtliche Bedenken geduRert. Die daraufhin
angefertigte Potentialanalyse hat ergeben, dass im Untersuchungsraum nicht von einem Vorkommen von
europarechtlich geschutzten Arten auszugehen ist. Es ist daher davon auszugehen, dass keine
weiterreichenden Untersuchungen im Planverfahren erforderlich werden.

Anmerkung:
Aufgrund des § 22 der Kommunalverfassung fir das Land Brandenburg haben folgende Mitglieder der

Stadtverordnetenversammlung weder an der Beratung noch an der Abstimmung mitgewirkt:

Finanzielle Auswirkungen

Gesamtkosten Gesamt / Jahr
| planmaRig | Produkt: 51110.543100 | Betrag: € 600,00

Anlagen

1 Darstellung des Plangebietes vom 14.08.2017

2 Auszug Flachennutzungsplan mit Darstellung Plangebiet 14.08.2017

3 Vorentwurf der Ergénzungssatzung (im Ratsinfosystem abrufbar)

4 artenschutzrechtliche Potentialabschatzung (nur fiir Abgeordnete im Ratsinfosystem einsehbar)
5 Auswertung der Stellungnahmen einer friihzeitigen Abfrage bei den Tragern offentlicher Belange



BV-2017-084 Seite 4 von 4




	FLD_voname
	Beschluß
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

